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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Suite à l'acceptation des initiatives parlementaires (16.414) et (16.423) en février 2017, la
CER-CE est chargée d'adapter la loi sur le travail (LTr) pour introduire de la flexibilité
dans le temps de travail. L'USS et Travail.Suisse ont, dès lors, brandi la menace d'un
référendum par crainte pour la santé des travailleurs. 
En avril, des organisations de travailleurs (secsuisse, Employés Suisse, l'ASC, ZGP) et des
associations de branches (secteurs informatiques, de fiduciaires, de révisions et de
consultations, d'information et de relations publiques) ont fait une proposition de
flexibilisation du temps de travail pouvant toucher environ 20% des employées et
employés de l'économie privée. Celle-ci est notamment supportée par l'aile réformiste
du Parti socialiste, avec pour défenseur le parlementaire Daniel Jositsch (ps, ZH). Le
modèle proposé prévoit une hausse temporaire maximale de la durée du travail à 60
heures par semaine et à 15 heures par jour, sans possibilité de comptabiliser en sus des
heures supplémentaires. La hausse doit  être compensée  sur  l’ensemble  d’un mois –
11 heures de repos quotidien au  minimum  en  moyenne sur 4 semaines – ou d’une
année. La durée annuelle maximale du travail  resterait  de  52  fois  45 heures. L'Union
syndicale suisse s'y oppose clairement. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.08.2017
DIANE PORCELLANA

Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte den Bundesrat mittels Motion beauftragen, das
Arbeitsgesetz (ArG), die Verordnung betreffend Gesundheitsschutz (ArGV 3) sowie das
OR so zu ändern, dass Homeoffice explizit in den gesetzlichen Grundlagen erwähnt
und geregelt ist. Allgemein soll das ArG Heimarbeit als Arbeit ausserhalb des Betriebs
definieren. Weiter sollen Artikel 6 und 21 des ArG den Gesundheitsschutz und die
Arbeits- und Ruhezeiten neu definieren. Im OR sollte letztlich ein neuer Artikel zur
Heimarbeitsvereinbarung zwischen den Arbeitgebenden und den Arbeitnehmenden
hinzugefügt werden. 
Jositsch begründete seinen Vorstoss mit der Zunahme von Homeoffice, insbesondere
auch in Anbetracht der Covid-19-Pandemie. Aktuell seien die gesetzlichen Grundlagen
auf Arbeitsformen in Betrieben ausgerichtet, entsprechend müsse diesbezüglich
Klarheit für Arbeitgebende und Arbeitnehmende geschaffen werden. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion, da er die Gesetzesgrundlagen als ausreichend
erachtete und Fragen zur Flexibilisierung der Arbeits- und Ruhezeiten im Homeoffice
bereits in der parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; Pa.Iv. 16.484) behandelt
würden. 
In der Herbstsession 2021 legte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag vor, in
dem er – in Einvernehmen mit Motionär Jositsch – die Motion zur Vorprüfung an die
WAK-SR überweisen wollte, damit das Anliegen vertieft behandelt wird. Stillschweigend
nahm der Ständerat den Ordnungsantrag an. 2

MOTION
DATUM: 10.06.2021
GIADA GIANOLA

Eine von Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH) eingereichte Motion, die den Bundesrat
beauftragen wollte, das Arbeitsgesetz (ArG), die Verordnung betreffend
Gesundheitsschutz (ArGV 3) sowie das OR so zu ändern, dass Homeoffice explizit in den
gesetzlichen Grundlagen erwähnt und geregelt ist, wurde vom Motionär Ende Februar
2022, nach den Beratungen der WAK-SR, zurückgezogen. Wie der Medienmitteilung der
Kommission von Anfang Februar 2022 zu entnehmen war, war die Mehrheit der WAK-SR
der Meinung, dass die heutigen gesetzlichen Grundlagen genügten, um die Heimarbeit
zu regeln – eine Meinung, die auch der Bundesrat teilte. Die Kommission hatte die
Motion daraufhin einstimmig zur Ablehnung empfohlen. 3

MOTION
DATUM: 28.02.2022
GIADA GIANOLA
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Arbeitnehmerschutz

Im Rahmen der Frühjahrssession 2022 entschied der Ständerat mit 23 zu 12 Stimmen,
der Standesinitiative des Kantons Tessin zur Bekämpfung des Lohndumpings keine
Folge zu geben. Diese forderte die Bestimmungen zur missbräuchlichen Kündigung im
OR so anzupassen, dass die Kündigung durch Arbeitgebende einen Missbrauch darstellt,
wenn sie entweder ausgesprochen wurde, um den gekündigten Arbeitnehmenden
durch eine gleich qualifizierte Arbeitskraft zu tieferem Lohn zu ersetzen oder weil sich
der oder die Arbeitnehmende geweigert hatte, Lohneinbussen zu akzeptieren.
Kommissionssprecher Philippe Bauer (fdp, NE) erachtete es im Namen der Mehrheit der
RK-SR als Aufgabe der Tessiner Regierung, die kantonale Verfassung so anzupassen,
dass die Tessiner Arbeitnehmenden vor Lohndumping geschützt werden – wie die
kantonale Initiative «Prima i nostri» verlangt hatte. Eine Anpassung des OR sei dafür
nicht nötig. Zudem zeige ein Bericht des SECO, dass sich die wirtschaftliche Lage im
Tessin seit der Annahme der kantonalen Initiative bis heute verbessert habe. Seither sei
unter anderem das Angebot an Arbeitsplätzen angestiegen, aktuell entspreche die
Tessiner Arbeitslosenquote dem nationalen Durchschnitt. Hingegen führte Daniel
Jositsch (sp, ZH) für die Minderheit aus, dass die Löhne im Kanton Tessin noch immer
tiefer lägen als in der Deutschschweiz und der Südkanton noch immer zahlreiche
Grenzgängerinnen und Grenzgänger zähle, die sehr oft zu schlechteren Bedingungen
arbeiteten. Zudem sei die ganze Schweiz von der Problematik des Lohndumpings
betroffen – einige Kantone mehr, andere weniger –, weshalb eine Lösung auf
Bundesebene wünschenswert wäre. Mit der folgenden Ablehnung der Standesinitiative
durch den Ständerat war das Geschäft erledigt, da sich der Nationalrat bereits im Juni
2021 gegen Folgegeben ausgesprochen hatte. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
GIADA GIANOLA

Arbeitsrecht

Nachdem ihr die Motion zur Vorberatung zugewiesen worden war, beantragte die WAK-
SR knapp mit 5 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), die von Ständerat Hans Wicki (fdp,
NW) eingereichte Motion abzulehnen. Diese wollte den Bundesrat beauftragen, das
Arbeitsrecht so anzupassen, dass Arbeitnehmende und Arbeitgebende flexibel
Homeoffice praktizieren beziehungsweise anbieten können. Kommissionssprecher
Stefan Engler (mitte, GR) unterstütze im Rahmen der Frühjahrssession 2022 das
Argument des Bundesrates, wonach die gesetzlichen Grundlagen für die Regelung
flexibler Heimarbeit genügten. Zudem beschäftige sich die WAK-NR gleichzeitig mit
einer vom ehemaligen Nationalrat Thierry Burkart (fdp, AG; Pa.Iv. 16.484) eingereichten
parlamentarischen Initiative, die ebenfalls eine Lockerung der Bedingungen für
Heimarbeit verlangte. Die Mehrheit der ständerätlichen Kommission erachtete damit
die Anpassung der rechtlichen Grundlagen als bereits auf dem Weg. Motionär Wicki
betonte in der Debatte noch einmal, wie wichtig es sei, die rechtlichen Grundlagen an
die neuen Formen der flexiblen Arbeit anzupassen, damit Individuen und Familien ihr
Leben nach ihren Bedürfnissen gestalten können. Dennoch folgte der Ständerat dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit und lehnte mit 21 zu 18 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) die Motion knapp ab. Das Geschäft war somit erledigt. Die gleichzeitig
behandelte Motion Jositsch (sp, ZH; Mo. 21.3686) wurde von diesem zurückgezogen. 5

MOTION
DATUM: 17.03.2022
GIADA GIANOLA

1) NZZ, 20.8.16; SGT, 25.1.17; NZZ, 29.4., 3.5.17; LT, NZZ, 29.8.17; LMD, 30.8.17; TA, 2.9., 4.9.17; TG, 2.10.17
2) AB SR, 2021, S. 1036; Mo. 21.3686
3) Medienmittelung WAK-SR vom 4.2.22; Mo. 21.3686
4) AB SR, 2022, S. 208 ff.; Medienmittelinug RK-SR vom 21.1.22
5) AB SR, 2022, S. 241 ff.; Bericht WAK-SR vom 3.2.22
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